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Abkürzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
BV Bundesverfassung
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
PVK Parlamentarische Verwaltungskontrolle

ONU Organisation des Nations unies
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
Cst Constitution fédérale
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
CPA Contrôle parlementaire de l'administration
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Ständerat Minder (parteilos, SH) reichte im November 2018 eine Motion ein, um
wichtige UNO-Vereinbarungen innerstaatlich demokratisch zu legitimieren. Konkret
beauftragte er den Bundesrat damit eine Verfassungsänderung zu erarbeiten, damit
wichtige politische Vereinbarungen der UNO durch das Parlament genehmigt werden
müssen. Der Motionär bemängelte, dass zahlreiche bindende Beschlüsse der UNO, wie
zum Beispiel Änderungen der UNO-Charta oder Resolutionen des Sicherheitsrats, nicht
als völkerrechtliche Verträge betrachtet werden und daher keiner Genehmigung des
Parlaments bedürfen. Auch die nicht-bindenden Vereinbarungen, Deklarationen und
Resolutionen, welche langfristig das völkerrechtliche Gewohnheitsrecht beeinflussen
würden, würden dem Parlament nicht vorgelegt. 
Der Bundesrat anerkannte die fehlende innenpolitische Legitimation derartiger
Geschäfte, empfahl aber, den Bericht des Postulats der APK-SR zum Miteinbezug des
Parlaments im Soft-Law-Bereich (vgl. dazu auch die im Nationalrat angenommene
Motion 18.4113) abzuwarten und beantragte deshalb die Ablehnung der Motion.
In der Frühlingssession 2019 wurde die Motion im Ständerat mit 32 zu 6 Stimmen (bei
einer Enthaltung) abgelehnt. 1

MOTION
DATUM: 13.03.2019
AMANDO AMMANN

Unter dem Titel «Schweizer Sitz im UNO-Sicherheitsrat. Einbezug des Parlamentes»
wollte die APK-SR mittels eines Postulats den Bundesrat mit der Erarbeitung eines
Berichts bis Mitte 2020 beauftragen. Darin soll dargelegt werden in welcher Form und
mit welchen Instrumenten der Bundesrat plant, das Parlament während des Schweizer
Einsitzes im UNO-Sicherheitsrat miteinzubeziehen. Das Anliegen der APK-SR kam im
September 2019 in den Ständerat. Im Plenum äusserte sich Ständerat Minder (parteilos,
SH) kritisch zum voraussichtlichen Involvement der Schweiz, da er befürchtete, dass die
Schweiz durch Äusserungen zu zwischenstaatlichen Konflikten ihre Neutralität
gefährden würde. Hinzu käme die hohe Frequenz an Resolutionen des Sicherheitsrates,
über die man weder die APK, geschweige denn das Parlament, frühzeitig genug
informieren könne, um einen effektiven Miteinbezug zu garantieren. 
Der in der Debatte anwesende Bundesrat Cassis betonte, dass die Wahl in den UNO-
Sicherheitsrat erst für 2022 angesetzt sei. Der Einsitz im Sicherheitsrat sei für die
Schweiz ein Novum, daher müsse man sich fortlaufend Gedanken machen, wie das
Parlament beteiligt werden könne. Die Frage, wie die Rolle des Miliz-Parlaments in der
immer schneller und flexibler werdenden internationalen Politik ausgestaltet werden
solle, werde auch in der zukünftigen Legislatur ein Thema sein. Bisherige Vorschläge
seien beispielsweise die Einrichtung einer Begleitdelegation oder regelmässige
Berichterstattung durch die Präsidenten der Aussenpolitischen Kommissionen. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats und der Ständerat folgte diesem
Antrag oppositionslos. 2

POSTULAT
DATUM: 17.09.2019
AMANDO AMMANN

In der Sommersession 2021 befasste sich der Ständerat mit der parlamentarischen
Initiative der WAK-SR, welche die Einsetzung einer ständigen parlamentarischen
OECD-Delegation forderte. Ständerat Levrat (sp, FR) empfahl im Namen der WAK-SR,
welche den Entschluss einstimmig gefasst hatte, die Annahme der Änderung der
entsprechenden Verordnung der Bundesversammlung. Der Ständerat folgte dem Antrag
seiner Kommission und nahm den Entwurf mit 37 zu 5 Stimmen klar an. Die
Gegenstimmen stammten von vier SVP-Parlamentariern sowie vom parteilosen Thomas
Minder (parteilos, SH). 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.06.2021
AMANDO AMMANN

Im April 2021 entschied die APK-SR einstimmig, die Beratung der Botschaft zum UNO-
Migrationspakt zu sistieren, bis die Subkommission der beiden aussenpolitischen
Kommissionen ihre Arbeit zum Thema «Soft Law» abgeschlossen hat. Obwohl das
Parlamentsgesetz vorsieht, dass die aussenpolitischen Kommissionen über
«wesentliche» Vorhaben – darunter können auch Soft Law-Abkommen fallen
– informiert oder konsultiert werden müssen, geschah das in der Vergangenheit nicht
immer, wie das Beispiel des UNO-Migrationspakts zeigt. Die Subkommission sollte
vorgängig ermitteln, ob das Kriterium der «Wesentlichkeit» in diesem Fall durch die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2021
AMANDO AMMANN
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Bundesverwaltung korrekt angewendet wurde und ob die Mitwirkung der Kommissionen
zweckmässig und im internationalen Rechtsvergleich ausgeprägt sei.
Diesen Sistierungsantrag unterbreitete die Kommission der kleinen Kammer in der
darauffolgenden Sommersession. Ihr Sprecher, Marco Chiesa (svp, TI), betonte dabei,
dass die Subkommission damit beschäftigt sei zu ermitteln, ob ein gesetzgeberischer
Handlungsbedarf hinsichtlich der Beteiligung des Parlaments im Soft Law-Bereich
vorliege. Chiesa bezeichnete den Migrationspakt als ein Beispiel für Soft Law, das über
einen «relativ ausgeprägt[en]» Gestaltungswillen verfüge, das also bereits «an der
Grenze zum Hard Law» sei. Die Subkommission sei bemüht, in der ersten Jahreshälfte
2022 einen Lösungsansatz zu präsentieren, so Chiesa. Nationalrat Minder (parteilos,
SH), der ebenfalls Mitglied der besagten Subkommission war, erklärte, dass man
aufgrund der Komplexität des Themas auch die PVK mit einem internationalen
Rechtsvergleich habe beauftragen müssen. Er warnte davor, den Migrationspakt
vorschnell anzunehmen und damit ein Präjudiz zu schaffen. Zudem zweifelte er daran,
dass die mit der Corona-Pandemie verbundene angespannte Arbeitsmarktlage den
richtigen Rahmen für eine Diskussion über den Migrationspakt biete. Aussenminister
Cassis zeigte Verständnis für das Vorhaben der ständerätlichen Kommission und fügte
an, dass der Bundesrat jederzeit bereit sei, die Diskussion über den Migrationspakt
fortzuführen. Der Ständerat folgte daraufhin der Empfehlung seiner Kommission und
sistierte das Geschäft. 4

Im März 2022 verlangte Ständerat Minder (parteilos, SH) vom Bundesrat mittels einer
Motion den Miteinbezug der Bundesversammlung bei der innerschweizerischen
Entscheidfindung zu militärischen Interventionen des UNO-Sicherheitsrates während
der Schweizer Mitgliedschaft in der Periode 2023/24. Die Bundesversammlung
beteilige sich laut BV «an der Gestaltung der Aussenpolitik», daher müsse der
Bundesrat bei «Ultima ratio-Massnahmen des Sicherheitsrates die Legislative vorab
adäquat» miteinbeziehen, argumentierte Minder. Die Mitwirkung könne entweder in
Form eines einfachen Bundesbeschlusses oder – bei zeitlicher Dringlichkeit – durch die
Einberufung einer ausserordentlichen Session sichergestellt werden. Sollte beides nicht
möglich sein, müsse der Bundesrat zumindest die Aussenpolitischen Kommissionen
beider Räte konsultieren. In seiner Stellungnahme verwies der Bundesrat auf seinen
Bericht in Erfüllung des Postulats 19.3967, in welchem er verschiedene
Mitwirkungsmöglichkeiten des Parlaments während des Einsitzes im UNO-
Sicherheitsrat aufgezeigt hatte. Ein Zusatzbericht des EDA zur Autorisierung
militärischer Interventionen habe gezeigt, dass für eine Konsultation der gesamten
Aussenpolitischen Kommissionen nicht genügend Zeit bleibe. Daher habe man
beschlossen, in diesen dringenden Fällen die Präsidenten oder Präsidentinnen beider
Kommissionen zu konsultieren und den Rest der Kommissionen nachträglich über die
vorgesehenen Kanäle zu informieren. Der Bundesrat beantragte folglich die Ablehnung
der Motion. 

In der Sommersession 2022 – kurz nach der Wahl der Schweiz in den UNO-
Sicherheitsrat – gelangte der Vorstoss in den Ständerat. Motionär Minder appellierte an
seine Ratskolleginnen und -kollegen, dass es demokratiepolitisch wichtig sei, das
Parlament an derart wichtigen Entscheiden teilhaben zu lassen. Er bezeichnete seine
Motion als «mehr als verhältnismässig», da sie sich nur auf sehr weitgehende
Resolutionen gemäss Artikel 42 der UNO-Charta beschränke und solche bisher erst
dreimal vom Sicherheitsrat autorisiert worden seien. Das Argument des Bundesrats,
dass eine Konsultation des Parlaments oder zumindest der Kommissionen aus
Zeitgründen nicht möglich sei, liess er nicht gelten. Solche Resolutionen kämen nicht
über Nacht, sondern würden sich über mehrere Wochen anbahnen, hielt Minder
dagegen. Bundesrat Cassis betonte, dass der Einbezug des Parlaments dem gesamten
Bundesrat ein wichtiges Anliegen sei, weshalb man im Rahmen des genannten Postulats
gemeinsam mit den Aussenpolitischen Kommissionen eine Lösung erarbeitet habe. Die
Konsultation der Kommissionsvorsitzenden ermögliche die Vereinbarkeit der
aussenpolitischen Handlungsfähigkeit mit der in der Verfassung festgelegten
Verantwortlichkeit gegenüber dem Parlament. Der Ständerat folgte der Logik des
Bundesrats und lehnte die Motion mit 23 zu 12 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. Die Ja-
Stimmen stammten mehrheitlich von Mitgliedern der SVP- und der Mitte-Fraktion. 5

MOTION
DATUM: 16.06.2022
AMANDO AMMANN
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In der Herbstsession 2022 mussten die beiden Räte erneut über die Fristverlängerung
der Motion Marty (fdp, TI) «Die UNO untergräbt das Fundament unserer
Rechtsordnung» entscheiden. Marty hatte 2009 vom Bundesrat gefordert, der UNO
mitzuteilen, dass die Schweiz UNO-Resolutionen im Namen der
Terrorismusbekämpfung nicht mehr umsetzen werde, sofern diese nicht gewisse
rechtsstaatliche Kriterien erfüllten. Die APK-NR hatte ihrem Rat im Juni 2022 mit 18 zu
3 Stimmen (bei 1 Enthaltung) die Fristverlängerung beantragt, die APK-SR hatte es ihr im
August 2022 mit 7 zu 0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gleichgetan. 

Im Ständerat verlangte eine Minderheit Minder (parteilos, SH) die Abschreibung der
Motion, da keine Hoffnung mehr bestehe, dass der Bundesrat die Motion
wunschgemäss umsetzen könne. Die Schuld dafür sah Minder jedoch nicht beim
Bundesrat, sondern verortete diese vielmehr bei der UNO, die ihre «eigenen Regeln»
habe. Die Schweiz könne sich bei künftigen Resolutionen in Sachen Terrorismus im
UNO-Sicherheitsrat direkt im Sinne der Motion einbringen oder das Motionsanliegen
gegenüber der EU im Kontext der Sanktionen gegen Russland ansprechen. Auch
Aussenminister Cassis forderte die kleine Kammer dazu auf, die Motion abzuschreiben,
da sich die Schweiz so oder so für die Stärkung der Ombudsperson und der
Rechtsstaatlichkeit bei der UNO einsetzen werde. Der Ständerat beschloss jedoch mit
21 zu 16 Stimmen die erneute Fristverlängerung der Motion. 
Wenige Tage später tat es ihr der Nationalrat mit 126 zu 64 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
gleich. Auch hier hatte sich eine Minderheit Pfister (mitte, ZG) für die Abschreibung der
Motion eingesetzt, da das Motionsanliegen bei der UNO formell umgesetzt worden sei.
Pfister empfand zudem den Titel als unpassend, nun da die Schweiz kurz davor stehe,
Einsitz in den UNO-Sicherheitsrat zu nehmen. Eine Mehrheit der APK-NR vertrat jedoch
die Auffassung, dass trotz der erfolgreichen Arbeit des Ombundsmannes weiterhin
Mängel in Bezug auf die Achtung der Menschenrechte und Verfahrensgarantien bei der
UNO bestünden, wie ihre Sprecherin Sibel Arslan (basta, BS) erklärte. 6

MOTION
DATUM: 30.09.2022
AMANDO AMMANN

1) AB SR, 2019, S. 149 ff.
2) AB SR, 2019, S. 725 ff.
3) AB SR, 2021, S. 431
4) AB SR, 2021, S. 521f.; Aramis (2020) Subkommission Soft Law; Medienmitteilung APK-SR vom 16.4.21
5) AB SR, 2022, S. 574 ff.; Mo. 22.3118
6) AB NR, 2022, S. 1867 f.; AB SR, 2022, S. 930 ff.; Kommissionsbericht APK-NR vom 27.6.22; Kommissionsbericht APK-SR
vom 16.8.22; Medienmitteilung APK-SR vom 16.8.22
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